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MindestlohndankBürgerlichen
Mehrere Grossräte stellten sich gegen die eigene Partei und ermöglichen Basel damit die Vorreiterposition.

Silvana Schreier

WennsichBürgerlicheundRats-
linke plötzlich einig sind, gilt es,
aufzuhorchen. Umso mehr,
wenn es sich beim diskutierten
Thema auch noch um ein Uran-
liegen der Sozialdemokraten
handelt. Am Mittwochvormittag
drehte sich im Basler Grossen
Rat alles um die kantonale Min-
destlohn-Initiative sowie den
Gegenvorschlag der Wirt-
schafts- und Abgabenkommis-
sion (WAK). Die Forderung der
Initiative lautete: «Kein Lohn
unter 23 Franken.» Die WAK
schlug einen Kompromiss vor:
Kein Arbeitnehmer soll unter
21Franken pro Stunde verdie-
nen. Mit 55 Ja-Stimmen zu
38Nein-Stimmen bei einer Ent-
haltung wurde der Kompromiss
angenommen.

Das Parlament widmete sich
intensiv der Thematik. Chris-
tophe Haller, FDP-Grossrat und
Präsident der WAK, stellte
gleich zu Beginn klar, wie detail-
liert seine Kommission den vor-
liegenden Kompromiss disku-
tiert hatte. Die Bearbeitung
habe wegen Corona, den ver-
schiedenen Positionen inner-
halb der WAK und der Komple-
xität länger gedauert. Zehn Sit-
zungen seien nötig gewesen, um
den Kompromiss zwischen Ini-
tiative und regierungsrätlichem
Gegenvorschlag zu erarbeiten.

Haller sagte: «Dass ich je-
mals einen Mindestlohn unter-
stützen würde, war noch vor we-
nigen Monaten undenkbar. Jetzt
stehe ich aber ganz hinter dem
Kompromiss der WAK.» Er wol-

le der Wirtschaft die Initiative
nicht zumuten und hofft bei
einer Volksabstimmung, dass
der WAK-Gegenvorschlag an
Stelle der einschneidenderen
Initiative angenommen wird.

PräsidentenvonSVPund
FDPgegen«fetteKröte»
Mit seinen Aussagen stand Hal-
ler als bürgerlicher Politiker fast
alleine da. FDP-Parteipräsident
Luca Urgese argumentierte ve-
hement gegen die Vorlagen:
«Wir diskutieren über einen
Grundpfeiler der Schweiz, ein
sehr liberaler Arbeitsmarkt. Die
Initiative erscheint als Versuch
der Gewerkschaften, die Ab-
schaffung der Sozialpartner-
schaft zu erreichen.» Ein Min-
destlohn würde eben jenen

schaden, von denen die Ratslin-
ke vorgebe, sie schützen zu wol-
len. Urgese betonte, die Mehr-
heit seiner Partei lehne einen
Mindestlohn generell ab.

Auch die Grünliberalen und
die SVP wehrten sich gegen die
Einführung eines kantonalen
Mindestlohns. «Niemand der
Bürgerlichen ist bereit, die di-
cke, fette Kröte des Mindest-
lohns zu schlucken. Wir fürch-
ten uns nicht vor einer Volksab-
stimmung. Es geht um einen
Grundsatzentscheid. Die Ant-
wort aus bürgerlicher Sicht kann
nur ein Nein sein», sagte
SVP-Präsident Eduard Rutsch-
mann im Rat.

SVP-Grossrat Lorenz Amiet
ergriff daraufhin das Wort. Als
Mitglied der WAK stelle er sich

hinter den Kompromiss, «rein
aus strategischen Überlegun-
gen». Direkt an die Bürgerli-
chen gerichtet sagte Amiet:
«Lassen Sie mich Ihnen ins Ge-
wissen reden: Wer davon aus-
geht, dass die Initiative, insbe-
sondere wenn sie ohne Gegen-
vorschlag vorgelegt wird,
schwer zu bodigen sei, der muss
für einen Gegenvorschlag sein.
Liebe Bürgerliche, sollte der
Gegenvorschlag wegen Ihnen
heute abgelehnt und die Initia-
tive dann vom Volk angenom-
men werden, tragen Sie die Ver-
antwortung.»

Auch bei den Sozialdemo-
kraten spielte sich Überraschen-
des ab. SP-Grossrat Beda Baum-
gartner sprach sich deutlich für
den Gegenvorschlag aus. Damit

hatte man nicht gerechnet: Er ist
zwar einerseits Teil der WAK
und damit am Kompromiss be-
teiligt, andererseits gehört
BaumgartneraberauchdemKo-
mitee der Mindestlohn-Initiati-
ve an. «Der Gegenvorschlag ist
nicht ideal, aber er erhöht die
Chance, dass wir einen Mindest-
lohn in Basel-Stadt haben», so
Baumgartner. Denn Löhne soll-
ten existenzsichernd sein – be-
sonders in der Schweiz.

Uneinigkeit beiden
Sozialdemokraten
Parteikollegin Toya Krummen-
acher zeigte sich enttäuscht vom
Gegenvorschlag. Sie hatte einen
Änderungsantrag eingereicht,
ohne Rückendeckung ihrer Par-
tei. Denn bereits Baumgartner
sagte in seinem Votum, die Frak-
tion stehe nicht komplett hinter
dem Antrag. Die Grossrätin sah
sich deshalb gezwungen, ihren
Änderungsantrag zurückzuzie-
hen. Sie sagte: «Ich fühle mich
den Menschen, die weniger als
23 Franken pro Stunde verdie-
nen, verpflichtet. Aber leider
habe ich in diesem Parlament
keine Chance.» Da es nicht um
politische Ideologien gehen soll-
te, «springe ich über einen gros-
sen Schatten und unterstütze
auch den Gegenvorschlag».

Damit werden die Baslerin-
nen und Basler demnächst über
einen kantonalen Mindestlohn
und dessen Höhe entscheiden
dürfen. Bei einem Ja des Volkes
wäre Basel-Stadt nach Genf der
zweite Kanton und der erste
Deutschschweizer Kanton mit
einem solchen Gesetz.

Christophe Haller (FDP) weibelte
für den Kompromiss seiner Kom-
mission. Bild: Kenneth Nars

Er appellierte an die Bürgerli-
chen: SVP-Grossrat Lorenz
Amiet. Bild: zvg

SP-Grossrat Beda Baumgartner
unterstützt auch den Gegenvor-
schlag zur Initiative. Bild: zvg

Grosser Rat
Stiftung für günstigen
Wohnraumgenehmigt

Der Grosse Rat hat sich mit
einer Gegenstimme für die
Schaffung eines Gesetzes über
die Stiftung für preisgünstigen
Wohnraum Basel-Stadt und die
damit verbundene Ersteinlage
ausgesprochen. Weiter soll die
Errichtung eines Fonds zur Fi-
nanzierung von Anteilen oder
anderen Formen von Beteiligun-
gen oder Darlehen mit Kau-
tionscharakter an gemeinnützi-
gen Wohnbauträgern zugunsten
finanzschwacher Haushalte be-
schlossen werden. (bz)

Gastfamilien-Projekt
soll weiterlaufen

Mit 81 Ja-Stimmen bei 5 Enthal-
tungen hat der Grosse Rat ins-
gesamt 370 000 Franken für die
GGG-Kontaktstelle zur Vermitt-
lung von Gastfamilien für
Flüchtlinge bewilligt. Der Be-
trag gilt für die Jahre 2021 bis
2024 und ermöglicht den Fort-
bestand des Projekts. Die Kon-
taktstelle existiert seit 2015 und
konnte in 59 Fällen eine Gastfa-
milie vermitteln. Zurzeit leben
16 Geflüchtete in Gastverhält-
nissen. (bz)

Inventur imhistorischen
Museumfür 6,6Millionen

Die Generalinventur der Samm-
lungsobjekte im Historischen
Museum Basel wurde mit einer
Gegenstimme bewilligt. Der
Grosse Rat sprach 6,6 Millionen
Franken für den Zeitraum von
2021 bis 2025. Laut der beraten-
den Kommissionwurdedas um-
fangreiche Sammlungsgut nicht
gemäss internationalen Stan-
dards (ICOM) inventarisiert.
Dies sollnachgeholtwerden. (bz)

DoppelhaltestellenbleibennocheinJahr
Die geplante Abschaffung der überlangen Stationen in der Innenstadt verzögert sich.

Benützer des öffentlichen Ver-
kehrs in Basel kennen das nur zu
gut: Man steht gedankenversun-
ken am Bankverein oder am
Marktplatz und wartet auf das
Tram. Laut der blinkenden An-
zeigetafel sollte es längst da
sein, doch vor einem steht ein
Tram der falschen Linie. Dann
der Schock: Auch das eigene
Tram ist bereits da, ganz am an-
deren Ende der Station. Man
setzt zum Sprint an, doch just,
als man ankommt, schliessen
sich die Türen – Tram verpasst.

Eigentlichhätten die Doppelhal-
testellen beim Aeschenplatz, am
Barfüsserplatz, Bankverein,
Heuwaage und Marktplatz im
Zuge des Fahrplanwechsels im
Dezember verschwinden sollen.
Dies hatte das Basler Bau- und
Verkehrsdepartement (BVD) im
Herbst 2019 angekündigt, nach-
dem zuvor ein vierwöchiger Pra-
xistest mit Einfachhaltestellen
positiv ausgefallen war.

Die Resonanz war so gut,
dass man euphorisch verkünde-
te, den Umbau früher als geplant

umzusetzen. Umstiegsstress auf
den langen Traminseln ist je-
doch auch heute noch da.

Schuld liegtbeim
Kunstmuseumsparking
DasBVDmussentsprechendzu-
rückrudern. Auf Anfrage der bz
teilt es mit, dass die Einfach-
haltestellen mindestens ein Jahr
verspätet eingeführt würden.
Man visiere neu den Fahrplan-
wechsel im Dezember dieses
Jahres an. Der Grund für die Ver-
zögerung ist die ihrerseits verzö-

gerte Baustelle des Parkings
beim Kunstmuseum, aufgrund
welcher die Trams im St.-Al-
ban-Graben nicht in beide Rich-
tungen fahren können.

Die Basler ÖV-Nutzer müs-
sen sich also weiter mit der
Doppelhaltestellenhektik arran-
gieren. Insbesondere für Senio-
rinnen und Senioren sowie für
Menschen mit Behinderung ist
dies nicht nur unkomfortabel,
sondern ein grobes Hindernis,
wie Martin Matter von Grauen
Panther Nordwestschweiz sagt:
«Ältere, Gehbehinderte ebenso
wie Eltern mit Kinderwagen ha-
ben an den hektischen Doppel-
haltestellenoftkaumeine Chan-
ce, ihr Tram zu erreichen. Das
ist nicht mehr hinnehmbar. Ent-
sprechend ärgerlich ist diese
Verzögerung.»

Ins selbe Horn stösst Michel
Voisard, Geschäftsführer von
Pro Infirmis Basel: «Wir spre-
chen uns seit Jahren klar gegen
die Doppelhaltestellen aus. Eine
hindernisfreie Umwelt ist für die
Autonomie von Menschen mit
Behinderungen zentral: Nur so
können sie am gesellschaftli-
chen Leben uneingeschränkt
teilhaben.»

Julian Förnbacher

An den Doppelhaltestellen wie jener am Bankverein herrscht oft Hektik. Bild: Roland Schmid (08.01.2019)

108MillionenfürSpitäler
Der Grosse Rat genehmigte am Mittwoch einen
Hilfskredit für das Basler Gesundheitswesen.

Die Vorlage war unumstritten.
74 Grossrätinnen und Grossräte
sagten Ja, Nein-Stimmen gab es
keine, nur eine Person enthielt
sich. Damit spricht der Grosse
Rat 108 Millionen Franken als
Hilfskredit für die Basler Spitä-
ler, Pflegeheime und Spitex.
SP-Grossrätin und Präsidentin
derGesundheitskommissionSa-
rah Wyss kündigt an: Zu einem
späteren Zeitpunkt wolle die
Kommission zudem eine Mo-
tion zur Einführung eines Coro-
nabonussystems einreichen. Re-
gierungsrat und Gesundheitsdi-
rektor Lukas Engelberger sagte:

«Sie haben heute die Gelegen-
heit, einen Beitrag zur Krisenbe-
wältigung zu leisten. Wir als
Kanton haben die Verantwor-
tung für die Gesundheitsversor-
gung der Bevölkerung. Auch in
schwierigen Zeiten müssen wir
dieser gerecht werden.»

Ebenfalls einstimmig geneh-
migt wurde die Motion zur zwei-
ten Auflage des Dreidrittel-Ret-
tungspakets. Damit tritt der
Hilfsfonds für Geschäftsmieten
wieder in Kraft. Bereits im Mai
2020 wurde ein entsprechendes
Rettungspaket in Basel-Stadt
eingesetzt. (sil)

TrotzneuerMöglichkeitnoch
keineEinführungsklassen
Bildung Seit dem laufenden
Schuljahr besteht in Basel-Stadt
wieder die Möglichkeit, für Kin-
der mit Entwicklungsverzöge-
rungen Einführungsklassen zu
schaffen. Dort wird der Stoff des
ersten Primarschuljahres auf
zwei Jahre verteilt, damit die be-
troffenen Kinder mehr Zeit ha-
ben, um die Lernziele zu errei-
chen. Bei der Beratung im Parla-

ment vor zwei Jahren war man
von rund zehn solchen Einfüh-
rungsklassen ausgegangen. Wie
Erziehungsdirektor Conradin
Cramer (LDP) gestern auf eine
Interpellation antwortete, sei
aber im Schuljahr 2020/21 kei-
ne Einführungsklasse geschaf-
fen worden. Stattdessen seien
bedarfsorientiert Pensen aufge-
stockt worden. (hys)
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